
UVZ-Nr. . 0895 /2024

vom 18. Juni 2024

Bescheinigung nach § 181 Abs. 1 Satz 2 AktG

für die

Bio-Gate AG

mit dem Sitz in Nürnberg

(Amtsgericht Nürnberg, HRB 22271)

Ich bescheinige hiermit für die beigefügte Satzung, dass die geän-

derten Bestimmungen der beigefügten Satzung mit dem von mir

beurkundeten Beschluss der Hauptversammlung der Gesellschaft

vom 14. Juni 2024, UVZ-Nr. 874 /2024 und die unveränderten

Bestimmungen mit dem zuletzt zum Handelsregister eingereichten
vollständigen Wortlaut der Satzung übereinstimmen.

Nürnberg, den 18. Juni 2024
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Dr. Sebastia Löffler, Notar

Bio-Gate AG HR-Anm. HV 2024/Hei
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mit anderen Unternehmen eingehen oder beenden, Unter-

nehmen pachten oder verpachten, unter einheitlicher Leitung
zusammenfassen, Unternehmensverträge oder ähnliche Ver-

träge, insbesondere Interessen-, Gemeinschafts- Geschäfts-
besorgungs- oder Betriebsführungsverträge mit anderen Un-
ternehmen schließen oder beenden oder sich auf den Er-

werb, die Verwaltung oder Veräußerung von Beteiligten be-
schränken oder deren Geschäftsführung, die Vertretung so

wie die Verwaltung von in- und ausländischen Unternehmen
übernehmen. Die Gesellschaft ist auch berechtigt, ihren Be-

trieb ganz oder teilweise in Beteiligungsunternehmen auszu-

gliedern und jeweils ganz oder teilweise Holdingfunktionen
sowie Leitung einer Unternehmensgruppe, die im Rahmen der
vorbezeichneten Ziffern tätig ist, zu übernehmen. Die vorge-

nannten Maßnahmen gelten insbesondere auch in Bezug auf

solche Unternehmen, die ganz oder teilweise den gleichen

oder einen ähnlichen Geschäftsgegenstand wie die Gesell-

schaft haben.

§ 3 Bekanntmachungen

3. 1 Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen nur durch

Veröffentlichung im elektronischen Bundesanzeiger (Gesell-

schaftsblätter), soweit nicht durch das Gesetz im Einzelfall

zwingend etwas anderes bestimmt ist, insbesondere gege-
benenfalls weitere Veröffentlichungsmedien bestimmt sind.

Die Gesellschaft veröffentlicht ihre Bekanntmachung auf der

firmeneigenen Web-Seite, wobei es für die Bekanntmachung,
die nach Gesetz und/oder Satzung in den Gesellschaftsblät-

tern veröffentlicht werden müssen (Pflichtbekanntmachung),

nur auf die Veröffentlichung im elektronischen Bundesanzei-

ger ankommt.

3. 2 Informationen an die Inhaber zugelassener Wertpapiere der

Gesellschaft könne auch im Wege der Datenfernübertragung

übermittelt werden.
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II. Grundkapital und Aktien

§ 4 Höhe und Einteilung des Grundkapitals, Aktienurkunden

4. 1 Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt

EUR 9. 234. 691, 00

(In Worten neun Millionen zweihundertdreiundvierzigtau-

sendsechshunderteinundneunzig Euro)

Es ist eingeteilt in 9. 243. 691 Stück auf den Inhaber lautende

Stückaktien.

4. 2 Die Stückaktien lauten auf den Inhaber

4. 3 Bei Ausgabe neuer Aktien kann der Gewinn der Gewinnbetei-

ligung abweichend von § 60 Abs. 2 AktG festgesetzt werden.
Die Form der Aktienurkunden, der Gewinnanteils- und Erneu-

erungsscheine setzt der Vorstand mit Zustimmung des Auf-

sichtsrats fest. Das gleich gilt für Schuldverschreibungen und

Zinsscheine.

4.4Die Gesellschaft kann Einzelaktien ganz oder teilweise im Ak-

tienurkunden zusammenfassen, die eine Mehrzahl von Aktien

verbriefen (Sammelurkunden).

4. 5 Soweit Sammelurkunden über Aktien der Gesellschaft ausge-

stellt werden, ist ein Anspruch der Aktionäre auf Einzelver-

briefung ausgeschlossen.

4.6 Der Vorstand ist bis zum 13. Juni 2029 ermächtigt, mit Zu-

Stimmung des Aufsichtsrates das Grundkapital der Gesell-

schaft durch Ausgabe von bis zu 4. 621.845 neuen, auf den
Inhaber lautenden nennwertlosen Stückaktien gegen Bar-

und/oder Sacheinlagen einmalig oder mehrmals um insge-

samt bis zu EUR 4.621.845 ,00 zu erhöhen (Genehmigtes Ka-

pital 2024). Die neuen Aktien sind grundsätzlich den Aktionä-

ren zum Bezug (auch im Wege des mittelbaren Bezugs ge-

maß § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG) anzubieten. Der Vorstand wird

jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das

gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre in folgenden Fällen
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auszuschließen:

a) um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszunehmen;

b) um Aktien an Arbeitnehmer und/oder Mitglieder der Ge

schäftsführung der Gesellschaft und/oder ihrer unmittelbaren
oder mittelbaren Tochtergesellschaften zu begeben;

c) bei Barkapitalerhöhungen, wenn der Ausgabebetrag der

neuen Aktien den Börsenpreis der bereits börsennotierten

Aktien nicht wesentlich unterschreitet und der rechnerische

Anteil der unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186

Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegebenen Aktien am Grundkapital

insgesamt 20 Prozent des Grundkapitals nicht überschreitet,
und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im

Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. Auf diese Be-

grenzung auf 20 Prozent des Grundkapitals sind Aktien anzu-
rechnen, die (i) während der Laufzeit dieser Ermächtigung

unter Ausschluss des Bezugsrechts in direkter oder entspre-

chender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgege-
ben oder veräußert werden und die (ii) zur Bedienung von

Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten

bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten ausgegeben werden

bzw. ausgegeben werden können oder müssen, sofern die

Schuldverschreibungen nach dem Wirksamwerden dieser

Ermächtigung in entsprechender Anwendung des §186 Abs.
3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktio-

näre ausgegeben werden;

d) bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen zum Zwecke
des (auch mittelbaren) Erwerbs von Unternehmen, Unter-

nehmensteilen, Beteiligungen an Unternehmen oder von

sonstigen Vermögensgegenständen oder Ansprüchen auf
den Erwerb von Vermögensgegenständen einschließlich For-

derungen gegen die Gesellschaft oder ihre Konzerngesell-

schaften;

e) soweit es erforderlich ist, um Inhabern und/oder Gläubi-

gern von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Opti-
onsrechten bzw. mit Wandlungs- oder Optionspflichten, die
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von der Bio-Gate AG oder ihren unmittelbaren oder mittelba-

ren Tochtergesellschaften ausgegeben wurden oder noch

werden, ein Bezugsrecht auf neue Stückaktien der Bio-Gate

AG in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Aus-

Übung der Options- oder Wandlungsrechte bzw. nach Erfül-

lung der Wandlungs- oder Optionspflichten als Aktionär zu-

stehen würde. Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustim-

mung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durch-

führung von Kapitalerhöhungen aus dem Genehmigten Kapi-

tal 2024 festzulegen. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die

Fassung der Satzung entsprechend der jeweiligen Ausnut-

zung des Genehmigten Kapitals 2024 oder nach Ablauf der

Ermächtigungsfrist anzupassen.

4. 7 (Entfallen)

4. 8 (Entfallen)

4.9 (Entfallen)

4.10(Entfallen)

4.11 (Entfallen)

4.12 (Entfallen)

4.13 (Entfallen)

4.14 (Entfallen)

4.15 (Entfallen)

4. 16 Das Grundkapital ist um bis zu EUR 216. 050.00 durch Aus-

gäbe von bis zu 216. 050 auf den Inhaber lautenden Stückak-

tien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2020). Die neuen Ak-

tien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres, für das zum

Zeitpunkt der Ausgabe noch kein Beschluss der Hauptver-

Sammlung über die Gewinnverwendung gefasst wurde, am

Gewinn teil. Die bedingte Kapitalerhöhung dient ausschließ-

lich der Erfüllung von Bezugsrechten (Aktienoptionen), die

aufgrund der Ermächtigung der Hauptversammlung der Ge-
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Seilschaft vom 9. Juni 2016, geändert durch den Beschluss

der Hauptversammlung vom 30. Mai 2022 gewährt werden.

Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchge-

führt, wie die Inhaber der Bezugsrechte, die im Rahmen des

„Bio-Gate Aktienprograms 2020" begeben werden, von ihrem

Recht zum Bezug von Aktien der Gesellschaft Gebrauch ma-

chen

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung ent-

sprechend dem Umfang der Kapitalerhöhung aus dem Be-

dingten Kapital 2020 anzupassen

4.17 Das Grundkapital ist um bis zu EUR 3. 055.766,00 bedingt

erhöht (Bedingtes Kapital 2022/1). Die bedingte Kapitalerhö-

hung wird nur insoweit durchgeführt, wie

a. die Inhaber beziehungsweise Gläubiger von Wand-

lungsrechten oder Optionsscheinen, die den von der
Bio-Gate AG oder deren unmittelbaren oder mittelbaren

Mehrheitsbeteiligungsgesellschaften aufgrund des Er-

mächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom
30. Mai 2022 bis zum 29 Mai 2027 auszugebenden

Wandel- und Optionsschuldverschreibungen beigefügt

sind, von Ihren Wandlungs- bzw. Optionsrechten Ge-

brauch machen, oder

b. die zur Wandlung verpflichteten Inhaber beziehungs-

weise Gläubiger von der Bio-Gate AG oder deren un-

mittelbaren oder mittelbaren Mehrheitsbeteiligungsge-

Seilschaften aufgrund des Ermächtigungsbeschlusses

der Hauptversammlung vom 30. Mai 2022 bis zum

29. Mai 2027 auszugebenden Wandelschuldverschrei-

bungen ihrer Pflicht zur Wandlung nachkommen und
von der Gesellschaft nicht andere Erfüllungsformen zur

Bedienung eingesetzt werden

Die neuen Aktien nehmen von Beginn des Geschäftsjahres

an, in dem sie durch Ausübung von Wandlungs- beziehungs-
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weise Optionsrechten oder durch Erfüllung von Wandlungs-

pflichten entstehen, am Gewinn teil.

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-

sichtsrates die weiteren Einzelheiten der Durchführung der

bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen.

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung ent-

sprechend dem Umfang der Kapitalerhöhung aus dem Be-

dingten Kapital 2022/1 zu ändern. Entsprechendes gilt für den
Fall der Nichtausnutzung der Ermächtigung zur Ausgabe von

Wandel-/0ptionsschuldverschreibungen nach Ablauf der Er-

mächtigungsfrist sowie für den Fall der Nichtausnutzung des

Bedingten Kapitals 2022/1 nach Ablauf sämtlicher Wand-

lungs-/0ptionsfristen.

4 18 Das Grundkapital ist um bis zu EUR 239. 925, 00 durch Aus-

gäbe von bis zu 239.925 auf den Inhaber lautenden Stückak-

tien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2022/11). Die neuen
Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres, für das zum

Zeitpunkt der Ausgabe noch kein Beschluss der Hauptver-

Sammlung über die Gewinnverwendung gefasst wurde, am

Gewinn teil. Die bedingte Kapitalerhöhung dient ausschließ-

lich der Erfüllung von Bezugsrechten (Aktienoptionen), die

aufgrund der Ermächtigung der Hauptversammlung der Ge-
Seilschaft vom 30. Mai 2022, geändert durch den Beschluss

der Hauptversammlung der Gesellschaft vom 14. Juni 2024

gewährt werden. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur in-
soweit durchgeführt, wie die Inhaber der Bezugsrechte, die

im Rahmen des „Bio-Gate Aktienoptionsprogramms 2022"

begeben werden, von ihrem Recht zum Bezug von Aktien der
Gesellschaft Gebrauch machen. Der Aufsichtsrat ist ermäch-

tigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem Umfang der

Kapitalerhöhung aus dem Bedingten Kapital 2022/11 anzupas-
sen
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4. 19 Das Grundkapital ist um bis zu EUR 800. 000, 00 durch Aus-

gäbe von bis zu 800.000 auf den Inhaber lautenden Stückak-

tien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2024). Die neuen Ak-

tien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres, für das zum

Zeitpunkt der Ausgabe noch kein Beschluss der Hauptver-

Sammlung über die Gewinnverwendung gefasst wurde, am

Gewinn teil. Die bedingte Kapitalerhöhung dient ausschließ-

lich der Erfüllung von Bezugsrechten (Aktienoptionen), die

aufgrund der Ermächtigung der Hauptversammlung der Ge-
Seilschaft vom 14. Juni 2024 gewährt werden. Die bedingte

Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie die In-

haber der Bezugsrechte, die im Rahmen des „Bio-Gate Akti-

enoptionsprogramms 2024" begeben werden, von ihrem

Recht zum Bezug von Aktien der Gesellschaft Gebrauch ma-

chen. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Sat-

zung entsprechend dem Umfang der Kapitalerhöhung aus

dem Bedingten Kapital 2024 anzupassen

III. Verfassung und Verwaltung der Gesellschaft

§ 5 Organe

Organe der Gesellschaft sind:

a) der Vorstand

b) der Aufsichtsrat

c) die Hauptversammlung

IV. Der Vorstand

§ 6 Zusammensetzung des Vorstandes

6. 1 Der Vorstand besteht aus einer oder mehreren Personen. Der

Vorstand kann auch dann aus einer Person bestehen, wenn

das Grundkapital € 3 Mio. übersteigt.

6. 2 Die Bestellung von stellvertretenen Mitgliedern des Vorstan-

des ist zulässig. Diese haben in Bezug auf die Vertretung der

Gesellschaft nach außen dieselben Rechte wie die ordentli-
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chen Mitglieder des Vorstandes, unterliegen jedoch gegebe-

nenfalls Einschränkungen in der internen Geschäftsführungs-

befugnis.

6. 3 Der Aufsichtsrat bestellt die Vorstandsmitglieder, bestimmt

ihre Zahl, deren Aufgabenkreis und Ihre Amtszeit. Der Auf-

sichtsrat kann einen Vorsitzenden des Vorstandes sowie ei-

nen stellvertretenden Vorsitzenden des Vorstandes bestim-

men.

Der Abschluss, die Änderung oder Aufhebung eines Anstel-

lungsvertrages mit dem jeweiligen Vorstandsmitglied sowie
der Wiederruf der Bestellung einen Vorstandmitgliedes erfol-

gen durch den Aufsichtsrat.

6. 4 Auf Verlangen des Aufsichtsrates, der mit der Mehrheit sei-

ner Stimmen entscheidet, sind Vorstandsmitglieder verpflich-

tet, an den Sitzungen des Aufsichtsrates teilzunehmen.

§ 7Geschäftsordnung und Beschlussfassung

7. 1 Die Beschlüsse des Vorstandes werden mit einfacher Stim-

menmehrheit gefasst. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme

des Vorsitzenden. Im Falle seiner Verhinderung die des stell-

vertretenen Vorstandsvorsitzenden, den Ausschlag.

7. 2 Besteht der Vorstand aus mehreren Personen gibt sich der

Vorstand durch einstimmigen Beschluß eine Geschäftsord-

nung welche der Zustimmung des Aufsichtsrates bedarf.

§ 8 Gesetzliche Vertretung der Gesellschaft

8. 1 Ist nur ein Vorstandsmitglied bestellt, Vertritt dieses die Ge-

Seilschaft allein. Sind mehrere Vorstandsmitglieder bestellt,

so wir diese Gesellschaft durch zwei Vorstandsmitglieder

gemeinsam oder durch ein Vorstandsmitglied in der Gemein-
schaft mit einem Prokuristen vertreten. Der Aufsichtsrat kann

einen oder mehreren Vorstandsmitgliedern Einzelvertre-

tungsbefugnis erteilen und wieder entziehen
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8. 2 Im Übrigen bestimmt der Aufsichtsrat die Zahl der Mitglieder
des Vorstandes. Der Aufsichtsrat kann einen Vorsitzenden

sowie einen oder mehrere stellvertretende Vorsitzende des

Vorstandes ernennen.

8.3 Der Aufsichtsrat kann ein oder mehrere Vorstandmitglieder -

soweit rechtlich zulässig - von den Beschränkungen des

§ 181 BGB in den durch § 112 AktG gezogenen Grenzen be-

freien.

8. 4 Bei Rechtsgeschäften zwischen der Gesellschaft und Vor-

standmitgliedern wird die Gesellschaft ausschließlich vom
Aufsichtsrat vertreten (§ 112 AktG).

§ 9 Beschränkung der Geschäftsführungsbefugnis

9. 1 Der Vorstand führt die Geschäfte der Gesellschaft nach Maß-

angäbe des Gesetzes, der Satzung, der Geschäftsordnung
und den Beschlüssen und Richtlinien des Aufsichtsrates.

9. 2 Er ist der Gesellschaft gegenüber verpflichtet, die Beschrän-

kungen einzuhalten, die diese Satzung oder der Aufsichtsrat

aufgrund der für den Vorstand erlassenen Geschäftsordnung

für den Umgang mit der Geschäftsbefugnis festgesetzt hat
oder die sich aus einem Beschluss der Hauptversammlung

nach § 119 AktG ergeben.

9. 3 Der Vorstand hat dem Aufsichtsrat taufend in dem von Ge-

setz festgelegten Umfang, insbesondere nach § 90 AktG, zu
berichten.

V. Der Aufsichtsrat

§ 10 Zusammensetzung des Aufsichtsrates, Amtsdauer

10. 1 Der Aufsichtsrat besteht aus fünf Mitgliedern.

10. 2 Soweit die Hauptversammlung nicht bei der Wahl für einzel-

ne der von ihr zu wählenden Mitglieder einen kürzeren Zeit-

räum beschließet, werden die Aufsichtsratsmitglieder bis zur

Beendigung der ordentlichen Hauptversammlung bestellt, die
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über die Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach dem

Beginn der Amtszeit beschließt. Das Geschäftsjahr, in dem

die Amtszeit beginnt, wird nicht mitgerechnet.

10. 3 Für Aufsichtsratsmitglieder können Ersatzmitglieder gewählt

werden, die in einer bei der Wahl festgelegten Reihenfolge an

die Stelle vorzeitig ausgeschiedener Aufsichtsratsmitglieder

treten

10. 4 Wird ein Aufsichtsmitglied anstelle eines ausscheidenden

Mitgliedes gewählt, so besteht sein Amt für den Rest der
Amtsdauer des ausscheidenden Mitgliedes. Tritt ein Ersatz-

mitglied an die Stelle des Ausscheidenden, so erlischt sein

Amt mit Beendigung der nächsten Hauptversammlung, in der

mit einer Mehrheit, die mindestens drei Viertel der abgege-

benen Stimmen umfasst, ein neues Aufsichtsratsmitglied ge-

wählt wird, spätestens jedoch mit Ablauf der Amtszeit des

ausgeschiedenenAufsichtsratsmitglJeds.

10. 5 Die Mitglieder und die Ersatzmitglieder des Aufsichtsrates
könne ihr Amt durch eine an den Vorsitzenden des Aufsichts-

rates, im Falle seiner Verhinderung an dessen Stellvertreter

und stets an den Vorstand zurichtende schriftliche Erklärung

unter Einhaltung einer Frist von vier Wochen niederlegen, bei

Vorliegen eines wichtigen Grundes jederzeit Der Vorsitzende
des Aufsichtsrates und der Vorstand können nur gemeinsam

einer Kürzung der Frist zustimmen; im Falle der Amtsnieder-

legung durch den Vorsitzenden entscheidet hierrüber ein
Stellvertreter.

10. 6 Die Hauptversammlung ist an Wahtvorschläge für Aufsichts-

ratsmitglieder nicht gebunden.

§ 11 Aufgaben und Befugnisse

11. 1 Der Aufsichtsrat hat alle Aufgaben und Rechte, die ihm durch

das Gesetz, die Satzung oder sonstiger Weise zugewiesen

werden.
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11. 2 Der Aufsichtsrat ist zu Änderungen der Satzung, soweit sie

nur die Fassung betreffen ermächtigt.

11. 3 Der Aufsichtsrat hat zu jeder Zeit das Recht, die Geschäfts-

führung des Vorstandes zu überwachen und demgemäß alle
Bücher und Schriften sowie die Vermögensgegenstände der

Gesellschaft einzusehen und zu prüfen.

11. 4Der Aufsichtsrat hat festzulegen, welche Arten von Geschäf-

ten nur mit seiner Zustimmung durch den Vorstand vorge-

nommen werden dürfen.

11. 5 Die Mitglieder des Vorstandes sollen zu den Sitzungen des
Aufsichtsrates und seiner Ausschüsse mit beratender Stimme

belgezogen werden, außer wenn es sich um die persönlichen

Angelegenheiten oder Bezüge der Vorstandmitglieder han-
delt. Der Aufsichtsrat kann eine abweichende Regelung be-

schließen.

§ 12 Willenserklärungen des Aufsichtsrates

12. 1 Willenserklärungen des Aufsichtsrats werden namens des
Aufsichtsrates durch den Vorsitzende, im Falle seiner Ver-

hinderung durch seinen Stellvertreter abgegeben. Entspre-

chendes gilt für die Entgegennahme von Erklärungen, die an

den Aufsichtsrat gerichtet sind.

12. 2 Ständiger Vertreter gegenüber Dritten, insbesondere ge-

genüber Gerichten und Behörden sowie gegenüber dem Vor-
stand ist der Aufsichtsratsvorsitzende, im Falle seiner Ver-

hinderung, dessen Stellvertreter

§ 13 Der Vorsitzende des Aufsichtsrates und sein Stellvertre-

ter

13. 1 Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden

und einen Stellvertreter. Die Wahl erfolgt im Anschluß an die

Hauptversammlung, in der die von der Hauptversammlung zu
wählenden Aufsichtsratsmitglieder bestellt worden sind, in

einer ohne besondere Einberufung stattfindenden Sitzung.
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In dieser Sitzung wählt der Aufsichtsrat mit der Mehrheit sei-

ner Mitglieder für die Dauer seiner Amtszeit unter dem Vor-

sitz des an Lebensjahren ältesten Aufsichtsratsmitglieds aus

seiner Mitte den Vorsitzenden und seinen Stellvertreter.

Bei Stimmgleichheit entscheidet das Los.

13. 2 Scheidet der Vorsitzende oder sein Stellvertreter vor Ablauf

seiner Amtszeit aus, so hat der Aufsichtsrat unverzüglich ei-

ne Neuwahl für die restliche Amtszeit des Ausgeschiedenen

vorzunehmen.

13. 3. Sind der Vorsitzende und dessen Stellvertreter an der Aus-

Übung ihrer Obliegenheiten verhindert, so hat diese Oblie-

genheit für die Dauer der Verhinderung das an Lebensjahren
älteste Aufsichtsratsmitglied zu übernehmen.

§14 Geschäftsordnung

14.1 Der Aufsichtsrat kann sich eine Geschäftsordnung geben.

14. 2 Der Aufsichtsrat kann sich bei der Wahrnehmung seiner

Aufgaben der Unterstützung sachverständiger Personen be-
dienen. Er kann zu seinen Sitzungen Sachverständige und

Auskunftspersonen zur Beratung über einzelne Gegenstände

hinzuziehen. Ob solche Personen beizuziehen sind, entschei-

det der Aufsichtsrat mit Mehrheit der Stimmen.

§15 Einberufung

15. 1 Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden - vorbehaltlich der

Regelung des § 110 Abs. 2 AktG - durch den Vorsitzenden, im
Falle seiner Verhinderung durch seinen Stellvertreter, mit ei-

ner Frist von vierzehn Kalendertagen schriftlich, fernmündlich

oder mittels sonstiger Telekommunikation (z. B. Telefax oder
E-Mail ) einberufen. Bei der Berechnung der Frist werden der

Tag der Absendung der Einladung und der Tag der Sitzung

nicht mitgerechnet.

In dringenden Fällen kann der Vorsitzende die Frist bis auf

drei Tage abkürzen.
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15. 2 Mit der Einladung sind die Gegenstände der Tagesordnung

mitzuteilen und Beschlussvorgänge zu übermitteln. Hat ein

Aufsichtsratsmitglied oder der Vorstand den Aufsichtsrat

einberufen, so hat dies unter Mitteilung des Sachverhalts und

der Angabe einer Tagesordnung zu erfolgen.

§16 Beschlussfassung

16.1 Die Beschlüsse des Aufsichtsrates werden in oderaußerhalb

von Sitzungen gefaßt. Schriftliche, telegraphische telefoni-

sehe, fernschriftliche oder mit Hilfe sonstiger mittel der Tele-

kommunikation und Datenübertragung (insbesondere per Te-

lefax, Telefon- oder Videokonferenz oder elektronisch unter-

breitete Stimmabgabe) durchgeführte Beschlußfassungen

sind zulässig. Die vorbezeichnete Art der Beschlußfassung ist

künftig unabhängig von der Anordnung einer solchen Vorge-
hensweise durch den Vorsitzenden des Aufsichtsrates und

dem Fehlen eines Wiederspruchs zulässig. Die zwingenden

gesetzlichen Vorschriften über die Beschlußfassung des Auf-
sichtsrates bleiben hiervon unberührt. Für Beschlußfassun-

gen außerhalb von Sitzungen gilt § 15 entsprechend.

16. 2 Der Aufsichtsrat ist beschlußfähig, wenn alle Mitglieder un-

ter der zuletzt bekanntgegebenen Anschrift eingeladen sind

und alle Mitglieder an der Beschlußfassung Teilnehmen. Ein

Aufsichtsratsmitglied nimmt auch dann an der Beschlußfas-

sung teil, wenn es sich der Stimme enthält.

16. 3 Den Vorsitz führt der Vorsitzende des Aufsichtsrates oder

im Falle seiner Verhinderung, dessen Stellvertreter. Der Vor-

sitzende bestimmt die Reihenfolge, in der die Gegenstände

der Tagesordnung verhandelt werden, sowie die Art und Rei-

henfolge der Abstimmung. Zu Gegenständen der Tagesord-

nung, die nicht rechtzeitig bekanntgegeben worden sind,

kann nur der Beschluß gefasst werden, wenn kein Mitglied

dem Verfahren wiederspricht. Abwesenden Mitgliedern ist in

einem solchen Fall innerhalb einer vom Vorsitzenden zu be-
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stimmenden angemessenen Frist Gelegenheit zu geben, der

Beschlußfassung nachträglich zu wiedersprechen.

16.4 Beschlüsse des Aufsichtsrates werden mit einfacher

Stimmmehrheit der abgegebenen Stimmen gefaßt, soweit

das Gesetz nichts anderes bestimmt. Dies gilt auch für Wah-

len. Bei schriftlicher, fernmündlicher oder im Wege sonstiger

Telekommunikation erfolgender Stimmabgabe gelten diese

Bestimmungen entsprechend.

16. 5 Sollte eine Abstimmung Stimmgleichheit ergeben, so findet

eine neue Aussprache nur statt, wenn die Mehrheit des Auf-
sichtsrates dies beschießt. Andernfalls muß unverzüglich neu

abgestimmt werden. Bei dieser erneuten Abstimmung über
denselben Gegenstand hat der Vorsitzende des Aufsichts-

rats, wenn auch sie Stimmgleichheit ergibt, zwei Stimmen.

Von dieser Zweitstimme muß nicht Gebrauch gemacht wer-

den.

16. 6 Ist ein Aufsichtsratsmitglied an der Teilnahme an der Auf-

sichtsratssitzung persönlich gehindert, kann er eine schriftli-

ehe Stimmabgabe, auch durch ein anderes Aufsichtsmitglied,

überreichen lassen.

16. 7 Die Unwirksamkeit eines Aufsichtsratsbeschlusses kann nur

innerhalb eines Monats nach Kenntnis des Beschlusses durch

Klage geltend gemacht werden.

16. 8 Über die Beschlüsse und Sitzungen (Verhandlungen und Be-

schlußfassungen) des Aufsichtsrates ist eine Niederschrift zu

fertigen, die vom Leiter der jeweiligen Sitzungen oder im Fal-
le des § 16 Ziffer 16. 3 vom Vorsitzenden des Aufsichtsrates

zu unterzeichnen ist. Außerhalb von Sitzungen gefaßte Be-

Schlüsse werden vom Vorsitzenden des Aufsichtsrates

schriftlich bestätigt und allen Aufsichtsratsmitgliedern zuge-

teilt.
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§ 17 Ausschlüsse

Der Aufsichtsrat ist befugt, aus seiner Mitte Ausschüsse zu bil-

den und deren Aufgaben und Befugnisse in einer Geschäftsord-

nung festzusetzen. Ihnen könne Aufgaben und Entscheidungsbe-

fugnisse zugewiesen werden, soweit dies gesetzlich zulässig ist.

§ 18 Schweigepflicht

18. 1 Über vertrauliche Angaben und Geschehnisse der Gesell-

schaft, namentlich Betriebs- oder Geschäftsgeheimnissen die

ihnen durch die Tätigkeit bekannt gegeben worden sind, ha-

ben die Aufsichtsratsmitglieder Stillschweigen zu bewahren.

Bei Sitzungen des Aufsichtsrates anwesende Personen, die

nicht Aufsichtsratsmitglieder sind, sind zur Verschwiegenheit

zu verpflichten.

18. 2 Vertrauliche Angaben sind alle Angaben, der Mittelende

ausdrücklich als genehmigungspflichtig bezeichnet und bei

denen bei verständiger wirtschaftlicher Betrachtungshinwei-
se nicht auszuschließen ist, daß die Interessen der Gesell-

schaft bei ihrer Offenbarung beeinträchtigt werden können.

Geheimnis im Sinne der Ziffer 18.1 ist jede mit dem unter-

nehmerischen und betrieblichen Geschehen in unmittelbaren

oder mittelbaren Zusammenhang stehende Tatsache, die nur

einem beschränkten Personenkreis bekannt ist, von der bei

verständiger wirtschaftlicher Betrachtungsweise anzuneh-

men ist, das ihre Geheimhaltung vom Unternehmensträger

gewünscht wird und an deren Geheimhaltung im Interesse
des Unternehmens ein Bedürfnis nicht zu vereinen ist.

18. 3 Beabsichtigt ein Aufsichtsmitglied, Informationen an Dritte

weiterzugeben, so hat er dies dem Aufsichtsrat zuvor unter

Bekanntgabe der Personen, an die die Information erfolgen

soll, mitzuteilen. Dem Aufsichtsrat ist vor Weitergabe der In-

formationen Gelegenheit zur Stellungnehme zu geben, ob die

Weitergabe der Informationen Gelegenheit zur Stellungnah-

me zu geben ob die Weitergabe von Informationen mit den
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Ziffern 18. 1 und 18. 2 vereinbar ist. Die Stellungnahme wird

durch den Aufsichtsratsvorsitzenden abgegeben.

§19 Vergütung des Aufsichtsrats

19. 1 Jedes Mitglied des Aufsichtsrates erhält eine angemessene

Vergütung, die durch den Beschluß der Hauptversammlung

festgelegt wird. Der Vorsitzende erhält das Doppelte, der
stellvertretende Vorsitzende VA fache der festgestellten

Vergütung, soweit die Hauptversammlung nichts anderes be-

schließt. Die Vergütung ist fällig am ersten Werktag (außer

Samstag) nach Ablauf der Hauptversammlung, die über die

Entlastung des Aufsichtsrats für das betreffende Geschäfts-

jähr entscheidet.

19. 2 Aufsichtsratsmietglieder, die dem Aufsichtsrat nicht wäh-

rend eines vollen Geschäftsjahres angehört haben, erhalten

die Vergütung entsprechend der Dauer ihrer Aufsichtsrats-

Zugehörigkeit (pro rata temporis)

19.3 Die Gesellschaft erstattet den Aufsichtsratsmitgliedern die

baren Auslagen. Die Umsatzsteuer wird von der Gesellschaft

erstattet, soweit die Mitglieder des Aufsichtsrates berechtigt

sind, die Umsatzsteuer der Gesellschaft gesondert in Rech-

nung zu stellen und dieses Recht auszuüben.

19. 4 Die Mitglieder des Aufsichtsrats werden in eine im Interesse

der Gesellschaft von dieser in angemessener Höhe unterhal-

tene Vermögenschaden - Haft - Pflichtversicherung für Or-

gane und bestimmte Führungskräfte einbezogen, soweit eine
solche besteht. Die Prämien hierfür entrichtet die Gesell-

schaft

VI. Die Hauptversammlung

§ 20Einberufung

20. 1 Die Hauptversammlung findet am Sitz der Gesellschaft oder

im Umkreis von 50km oder am Sitz einer deutschen Wertpa-

pierbörse statt, es sei denn der Aufsichtsrat oder der Vor-
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stand bestimmten aus wichtigem Grund einen anderen Ort.

Der Hauptversammlungsort ist in der Einladung zur Haupt-

Versammlung anzugeben.

20. 2 Die Hauptversammlung wird durch den Vorstand einberu-
fen. Das auf Gesetz ruhende Recht anderer Personen, die

Hauptversammlung einzuberufen bleibt unberührt.

20. 3 Sind der Gesellschaft nicht sämtliche Aktionäre namentlich

bekannt, erfolgt die Einberufung der Hauptversammlung

durch Bekanntmachung im elektronischen Bundesanzeiger

mit den gesetzlich erforderlichen Angaben mindestens drei-

ßig Tage vor dem Tag, bis zu dessen Ablauf sich die Aktionä-
re vor der Versammlung anzumelden haben.

20.4 Beschlüsse können auch außerhalb einer ordnungsgemäß

einberufenen Hauptversammlung gefaßt werden, wenn alle

Aktionäre anwesend oder vertreten und mit der Beschlußfas-

sung einverstanden sind.

20. 5 Die ordentliche Hauptversammlung wird innerhalb der ers-

ten acht Monate eines jeden Geschäftsjahres abgehalten.

Gegenstand der Tagesordnung der Hauptversammlung sind,

neben den gesetzlich vorgesehenen Fällen, insbesondere:

a) Vorlage des Jahresabschlusses und gegebenenfalls des

Lageberichtes- des Vorstandes sowie des Berichtes des
Aufsichtsrates;

b) Vorlage des Konzernbeschlusses und des Konzernlagebe-
richts des Vorstandes sowie des Berichts des Aufsichts-

rats;

c) Verwendung des Bilanzgewinns

d) Entlastung des Vorstands und des Aufsichtsrats;

e) Wahl des Abschlussprüfers.
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20. 6 Im Übrigen können Hauptversammlungen so oft einberufen

werden, wie es im Interesse der Gesellschaft erforderlich er-

scheint oder notwendig ist.

§ 20a Virtuelle Hautversammlung

Der Vorstand ist ermächtigt, vorzusehen, dass Hauptver-

Sammlungen der Gesellschaft, die bis einschließlich 15. Juni

2028 abgehalten werden, ohne physische Präsenz der Aktio-

näre oder ihrer Bevollmächtigten am Ort der Hauptversamm-

lung als virtuelle Hauptversammlung (§ 118a Abs. 1 Satz 1

AktG) nach Maßangabe der gesetzlichen Vorschriften abge-

halten werden.

§ 21 Recht zur Teilnahme an der Hauptversammlung

21.1 Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung

des Stimmrechts sind nur diejenigen Aktionäre berechtigt,

die sich unter Vorlage eines Nachweises ihres Aktienbesitzes

nach Maßangabe der nachfolgenden Bestimmungen mindes-

tens sechs (6) Tage vor der Hauptversammlung bei der Ge-

Seilschaft oder einer in der Einladung bezeichneten Stelle in

Textform in deutscher oder englischer Sprache anzumelden.

Der Tag des Zugangs ist nicht mitzurechnen. In der Einberu-

fung kann eine kürzere in Tagen bemessende Frist vorgese-

hen werden.

21.2 Der Nachweis des Aktienbesitzes hat sich auf den Gesetz-

lich bestimmten Zeitpunkt zu beziehen und muss der Gesell-

schaft unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Ad-

resse mindestens sechs (6) Tage vor der Hauptversammlung

zugehen, ein in Textform erstellter Nachweis des Aktienbe-
Sitzes durch das depotführende Institut reicht aus. Der

Nachweis muss in deutscher oder englischer Sprache ver-

fasst sein. Der Tag des Zugangs ist nicht mitzurechnen

21 3 Der Vorstand ist ermächtigt, die vollständige oder teilweise

Bild- und Tonübertragung der Hauptversammlung zuzulassen



-21 -

21. 4 Der Vorstand ist ermächtigt, vorzusehen, dass Aktionäre an

der Hauptversammlung auch ohne Anwesenheit an deren Ort

und ohne einen Bevollmächtigten teilnehmen und sämtliche

oder einzelne ihrer Rechte ganz oder teilweise im Wege

elektronischer Kommunikation ausüben können (Online Teil-

nähme). Er kann das Verfahren der Online-Teilnahme im Ein-

zelnen regeln.

21. 5 Die Teilnahme der Mitglieder des Aufsichtsrates an der

Hauptversammlung darf im Wege der Bild- und Tonübertra-

gung erfolgen, wenn dem betreffenden Mitglied des Auf-

sichtsrats die physische Präsens am Ort der Hauptversamm-

lung aus beruflich bedingten oder persönlichen Gründen,

aufgrund Aufenthalts im Ausland oder einer unangemessenen

Anreisedauer nicht oder nur mit erheblichen Aufwand mög-

lich wäre oder wenn die Hauptversammlung als virtuelle

Hauptversammlung ohne physische Präsens der Aktionäre
oder ihrer Bevollmächtigten am Ort der Hauptversammlung

abgehalten wird.

§ 22 Stimmrecht

22.1 Jede auf den Inhaber lautende Stückaktie gewährt in der

Hauptversammlung eine Stimme.

22. 2 Das Stimmrecht kann durch einen Bevollmächtigten ausge-

übt werden. Sofern die Vollmacht nicht einer von § 135 AktG

erfassten Person oder Institution erteilt wird, bedürfen die

Erteilung der Vollmacht, ihr Wiederruf und der Nachweis der

Bevollmächtigten gegenüber der Gesellschaft der Textform

(§ 126b BGB). Die Gesellschaft kann Vertreter für die wei-

sungsgebundene Ausübung des Stimmrechts der Aktionäre
benennen (Stimmrechtsvertreter), deren Bevollmächtigung

eine Einzelweisung zu Grunde liegen muss. Die Einzelheiten

für die Erteilung der Vollmacht werden zusammen mit der

Einberufung der Hauptversammlung in den Gesellschaftsblät-

tern bekannt gemacht.
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22. 3 Der Vorstand ist ermächtigt, vorzusehen, dass Aktionäre

ihre Stimmen, ohne an der Hauptversammlung teilzunehmen,

schriftlich der im Wege elektronischer Kommunikation abge-

ben dürfen (Briefwahl). Er kann das Verfahren der Briefwahl,

im Einzelnen regeln

§ 23 Vorsitz der Hauptversammlung

23.1 Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt der Vorsitzende

des Aufsichtsrats und im Falle seiner Verhinderung der Stellver-

treter des Aufsichtsvorratsvorsitzenden. Ist auch dieser ver-

hindert, so bestimmt der Aufsichtsratsvorsitzende ein ande-

res Aufsichtsratsmitgljed, welches den Vorsitz in der Haupt-

Versammlung führt

23.2 Wurde ein anderes Aufsichtsratsmitglied im Fall der Verhin-

derung der Aufsichtsratsvorsitzenden und seines Stellvertre-
ters nicht benannt, so eröffnet der an Lebensjahr älteste Ak-

tionär die Hauptversammlung und lässt von ihr einen Vorsit-

zenden als Versammlungsleiter wählen

23. 3 Der Vorsitzende der Versammlungsleiter leitet die Haupt-

Versammlung. Er bestimmt die Reihenfolge, in der die Gegen-

stände der Tagesordnung behandelt werden, sowie die Form

und Reihenfolge der Abstimmungen. Das Ergebnis der Ab-

Stimmungen kann das Subtraktionsverfahren durch den Ab-

zug der Ja- oder Nein- Stimmen und der Stimmhaltungen von
den der Stimmberechtigten insgesamt zugestehenden Stim-

men erteilt werden.

§ 24 Beschlußfassung der Hauptversammlung

24. 1. Die Beschlüsse der Hauptversammlung werden, soweit

nicht zwingende Vorschriften des Aktiengesetzes oder die

Satzung etwas abweichendes bestimmen, mit einfacher

Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefaßt. Soweit das Akti-

engesetz außerdem zur Beschlussfassung einer Mehrheit des
bei der Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals vor-
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schreibt, genügt, soweit gesetzlich zulässig ist, die einfache

Mehrheit des vertretenen Kapitals.

24. 21m falle der Stimmgleichheit gilt, ausgenommen bei Wahlen,

ein Antrag als abgelehnt.

24. 3 Sofern bei Wahlen im ersten Wahleingang die einfache

Stimmmehrheit nicht erreicht wird, findet eine Stichwahl zwi-

sehen den beiden Personen statt, die die höchsten Stimm-

zahlen erhalten haben. Bei gleicher Stimmzahl im zweiten

Wahlgang entscheidet das Los.

24. 4Die Bestellung zum Mitglied des Aufsichtsrates kann vor Ab-

lauf der Amtszeit von der Hauptversammlung mit der Mehr-

heit der abgegebenen Stimmen (einfache Stimmmehrheit)
wiederrufe 'n werden, soweit es sich von der Hauptver-

Sammlung gewählte Aufsichtsratsmitglieder handelt.

VII. Jahresabschluss, Lagebericht und Verwendung des Bi-

lanzgewinnes

§ 25 Geschäftsjahr, Jahresabschluss, Lagebericht

25. 1 Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. Das erste Geschäftsjahr

der Gesellschaft beginnt mit der Eintragung der Aktiengesell-

schaft im Handelsregister und endet am 31. 12. 2005.

25. 2 Der Vorstand hat innerhalb der gesetzlichen Frist den Jah-

resabschluß (Bilanz nebst Gewinn- und Verlustrechnung so-

wie Anhang) sowie gegebenenfalls den Lagebericht für das

vergangene Geschäftsjahr aufzustellen. Im Falle der Prü-

fungsplicht erteilt der Aufsichtsrat dem Abschlussprüfer, den

die Hauptversammlung gewählt hat, den Prüfungsauftrag;

dasselbe gilt bei freiwilliger Prüfung. Der Vorstand hat als
den Jahresabschluß und gegebenenfalls den Lagebericht,

nach der Aufstellung dem Abschlussprüfer zur Prüfung ge-

maß §§ 316 ff. HOB vorzulegen; bei Mutterunternehmen im

Sinne des § 290 Abs. 1, 2 des Handelsgesetzbuchs, gilt der

vorstehende Satz entsprechend für den Konzernabschluß
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(bestehend aus Konzernbilanz und Konzern-Gewinn- und

Verlustrechnung, Konzernanhang, Kapitalflußrechnung und

Eigenkapitatsspiegel) oder den Konzernlagebericht. Der Prü-

fungsbericht nach § 321 HGB ist dem Aufsichtsrat vorzule-

gen; dem Vorstand ist vor Zuleitung Gelegenheit zur Stel-

lungnahme zu geben. Zugleich hat der Vorstand dem Auf-
sichtsrat den Vorschlag, den er in der Hauptversammlung für

die Verwendung des Bilanzgewinns machen will, mitzuteilen

und gemäß den gesetzlichen Bestimmungen vorzulegen.

25.3 Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluß den Lagebericht

des Vorstandes und den Vorschlag über die Verwendung des

Bilanzgewinns zu prüfen, bei Mutterunternehmen im Sinne
des §290 Abs. 1, 2 des Handelsgesetzbuches auch den Kon-

zernabschluß und den Konzernlagebericht und über das Er-

gebnis der Prüfung im gesetzlichen Umfang schriftlich an die

Hauptversammlung zu berichten und im Fall der gesetzlichen

Prüfungspflicht zu dem Ergebnis der Prüfung des Jahresab-

schlußes durch den Abschlussprüfer Stellung zu nehmen; bei

Mutterunternehmen in Sinne des § 290 Abs. 1, 2 Handelsge-

setzbuches findet die vorgenannte entsprechende Anwen-

düng auf den Konzernabschluß. Der Aufsichtsrat hat sein Be-
rieht innerhalb eines Monats nach Zugang der Vorlagen dem

Vorstand zuzuleiten; bei Mutterunternehmen im Sinne des §

290 Abs. 1, 2 Handelsgesetzbuchs gilt das gleiche hinsicht-

lich des Konzernabschlusses. Billigt der Aufsichtsrat nach

Prüfung den Jahresabschluß, so ist dieser festgestellt, sofern
nicht Vorstand und Aufsichtsrat beschließen, die Feststellung

des Jahresabschlusses der Hauptversammlung zu überlas-

sen. Haben Vorstand und Aufsichtsrat beschlossen, die Fest-

Stellung des Jahresabschlusses der Hauptversammlung zu

überlassen, oder hat der Aufsichtsrat den Jahresabschluß

nicht gebilligt, so stellt die Hauptversammlung den Jahresab-

schluss fest. Hat der Aufsichtsrat einer Mutterunternehmens

(§ 290 Abs. 1, 2des Handelsgesetzbuches) den Konzernab-
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Schluß nicht gebilligt, so entscheidet die Hauptversammlung

über die Billigung

25. 4 Unverzüglich nach Eingang des Berichtes des Aufsichtsra-
tes hat der Vorstand die Hauptversammlung zur Entgeltnah-

men des festgestellten Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts eines vom Aufsichtsrat gebilligten Einzelabschlusses

nach § 325 Abs. 2a des Handelsgesetzbuches sowie zur Be-

schlußfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns, bei
einem Mutterunternehmen im Sinne des § 290 Abs. 1, 2 des

Handelsgesetzbuches auch zur Entgegenahme des vom Auf-

sichtsrat gebilligten Konzernbeschlusses und des Konzernla-

geberichts, einzuberufen.

25. 5 Der Jahresabschluß, ein vom Aufsichtsrat gebilligter Einzel-

abschluß nach § 325 Abs. 2a des Handelsgesetzbuches, der

Lagebericht, der Bericht des Aufsichtsrates und der Vor-
schlag des Vorstandes für die Verwendung des Bilanzge-
winns sind von der Einberufung der Hauptversammlung an in

den Geschäftsräumen der Gesellschaft zur Einsicht der Akti-

onäre auszulegen; bei einem Mutternunternehmen Im Sinne

§ 290 Abs. 1, 2 Handelsgesetzbuchs gilt das vorgenannte

auch für den Konzernabschluß, den Konzernlagebericht und

den Bericht des Aufsichtsrats hierrüber.

25.6 Hat die Hauptversammlung den Jahresabschluß festzustel-

len oder hat sie über die Billigung des Konzernabschlusses

zu entscheiden, so gelten für die Einberufung der Hauptver-

Sammlung zur Feststellung des Jahresabschlusses oder zur

Billigung des Konzernabschlusses und für die Auslegung der
Vorlagen die vorstehenden Ziffern 25.4 und 25. 5 entspre-
chend.

§ 26 Feststellung des Jahresabschlusses und Gewinnvertei-

lung

26. 1 Wenn die Hauptversammlung nicht anders beschließt, wird

der Bilanzgewinn an die Aktionäre entsprechend ihrer Kapi-
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talbeteiligung verteilt. Bei der Verteilung ist zu berücksichti-

gen, in welcher Höhe die Einlagen auf den anteilig auf die
einzelnen Stückaktie anfallenden Betrag des Grundkapitals

geleistet worden sind.

26. 2Stellt die Hauptversammlung den Jahresabschluß fest, so ist
ein Viertel des Jahresüberschusses in eine gewinnrücklagen

einzustellen, Dabei sind vorweg die Zuweisungen zur gesetz-

lichen Rücklage und Verlustvorträge abzuziehen.

26. 3 Die Hauptversammlung beschließt mit einfacher Mehrheit

der abgegebenen Stimmen über die Verwendung des sich

aus dem festgestelltem Jahresabschluß ergebenden Bilanz-

gewinns. Sie kann weitere Teile der Bilanzgewinns der Ge-
winnrücklage zuführen oder auf neue Rechnung vorgetragen
oder den Bilanzgewinn unter die Aktionäre verteilen oder ei-

ne andere Form der Gewinnverwendung beschließen

26. 4 Vorstand und Aufsichtsrat sind ermächtigt, bei der Feststel-

lung des Jahresabschlusses die gesetzlich zulässigen

Höchstbeträge in andere Gewinnrücklagen einzustellen, so-
fern die anderen Gewinnrücklagen mach der Einstellung die

Hälfte des Grundkapitals nicht übersteigen würden.

26. 5 Die Hauptversammlung kann mit einfacher Mehrheit be-

schließen, eine Sachausschüttung (Sachdividende) vorzu-

nehmen, Sachdividenden können insbesondere Wertpapiere

aus dem Ablagevermögen der Gesellschaft oder eigenen Ak-
tien der Bio-Gate AG oder Anteile der Bio-Gate AG oder Pro-

dukte der Bio-Gate AG von Tochtergesellschaften sein.

VIII. Schlussbestimmungen

§ 27 Gründungsaufwand

Die Kosten der Satzung und ihrer Durchführung einschließlich

der Kosten der notariellen Beurkundung des Gründungsprotokol-

les und einschließlich aller Nebenkosten, insbesondere die Kos-

ten der Gründungsprüfung und des Aktiendrucks sowie die Kos-
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ten der rechtlichen und steuerlichen Beratung, einschließlich der

Anmeldung zum Handelsregister und der Eintragung im Handels-

register trägt die Gesellschaft bis zu einem Gesamtbetrag in Hö-
he von € 7. 000, 00 (in Worten: Euro siebentausend).
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